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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 20. April 2004

über die staatliche Beihilfe, die Italien den in der Vermarktung von Rindfleisch tätigen Unternehmen
in der Provinz Brescia gewähren will

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 1377)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(2006/249/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN –

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab-
satz 1,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß dem
vorgenannten Artikel und unter Berücksichtigung ihrer Bemer-
kungen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. DAS VERFAHREN

(1) Mit Schreiben vom 27. Juli 2001, eingegangen am 1.
August 2001, hat die Ständige Vertretung Italiens bei
der Europäischen Union eine Beihilfe bei der Kommission
angemeldet, die den Erwerb von Einrichtungen zur Her-
kunfts- und Qualitätssicherung für Rindfleisch ermögli-
chen soll.

(2) Mit Schreiben vom 15. Oktober 2001, eingegangen am
16. Oktober 2001, und vom 26. Februar 2002, einge-
gangen am 27. Februar 2002 hat die Ständige Vertretung
Italiens bei der Europäischen Union der Kommission die
zusätzlichen Informationen übermittelt, um die die italie-
nischen Behörden mit Schreiben vom 12. September
2001 und vom 28. November 2001 gebeten worden
waren.

(3) Mit Schreiben vom 24. April 2002 hat die Kommission
Italien ihren Beschluss mitgeteilt, in Bezug auf die ge-
plante Maßnahme das Verfahren nach Artikel 88 Absatz
2 EG-Vertrag einzuleiten.

(4) Der Beschluss der Kommission zur Einleitung des Ver-
fahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten (1) veröffentlicht. Die Kommission hat darin die Betei-
ligten zur Stellungnahme zu der betreffenden Beihilfe
aufgefordert.

(5) Die Kommission hat von den Beteiligten keine Stellung-
nahmen erhalten.

(6) Mit Schreiben vom 25. Juni 2002, eingegangen am 27.
Juni 2002, hat Italien der Kommission weitere Informa-
tionen zu der geplanten Maßnahme übermittelt.

II. BESCHREIBUNG

Bezeichnung

(7) Beihilfe für den Erwerb von Einrichtungen zur Herkunfts-
und Qualitätssicherung für Rindfleisch.

Höhe der Beihilfe

(8) Für die geplante Maßnahme will die Handelskammer
Brescia einen Betrag in Höhe von 103 291,38 € (200
Millionen ITL) bereitstellen.
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Dauer

(9) Bis Ende 2001.

Begünstigte

(10) Kleine und mittlere Gewerbebetriebe mit höchstens 20
Beschäftigten, die ihren Firmen- und Betriebssitz in der
Provinz Bresica haben, regelmäßig Sozialversicherungs-
beiträge abgeführt und die Mitgliedsbeiträge an die Han-
delkammer entrichtet haben und sich nicht im gericht-
lichen Vergleichsverfahren, in Liquidation oder im Insol-
venzverfahren befinden.

Beschreibung der Beihilfe

(11) Geplant ist die Zahlung eines Zuschusses zum Kauf von
Waagen in Verbindung mit einem EDV-System (Hard-
ware und Software), mit dem es möglich ist, die Herkunft
des Rindfleisches und die Durchführung der entsprech-
enden Kontrollen durch das Zentrum für die Verbesse-
rung der Qualität von Milch und Rindfleisch in Brescia
zu bescheinigen.

(12) Nach der ursprünglichen Fassung der Maßnahme waren
Beihilfeempfänger die kleinen und mittleren Betriebe des
tertiären Sektors, die Fleisch verkaufen, sowie, in erheb-
lich geringerem Umfang, auch Betriebe, die Fleisch direkt
an den Verbraucher verkaufen. Diese letztgenannten Be-
triebe wurden jedoch nach den Angaben der italienischen
Behörden in ihrem Schreiben vom 25. Juni 2002 ausge-
schlossen. In der endgültigen Fassung kommen in den
Genuss der Beihilfe lediglich die kleinen und mittleren
Vermarktungsbetriebe (Metzgereien), die zertifiziertes
Rindfleisch verkaufen.

(13) In der ursprünglichen Fassung war die Beihilfe wie folgt
gestaffelt:

40 % des Kaufpreises der Waagen für die Vermarktungs-
betriebe;

50 % für in benachteiligten Gebieten der Provinz Brescia
gelegene Betriebe, die Fleisch direkt an die Verbraucher
verkaufen;

40 % für nicht in benachteiligten Gebieten der Provinz
gelegene Betriebe, die Fleisch direkt an die Verbraucher
verkaufen.

Nach dem Ausschluss der Betriebe, die Fleisch direkt ver-
markten, beläuft sich die Beihilfeintensität nunmehr auf
40 %.

(14) Die Beihilfe beläuft sich auf höchstens 1 291,15 € (2,5
Millionen ITL) je Betrieb.

(15) Die Beihilfe darf nicht mit sonstigen Hilfen kumuliert
werden, die vom Staat oder von anderen öffentlichen
Körperschaften gewährt werden.

(16) Zuschussanträge, die vor der Veröffentlichung des Auf-
rufs zur Interessensbekundungr gestellt wurden, werden
nicht berücksichtigt. Die Gewährung der Beihilfe unter-
liegt darüber hinaus der Genehmigung durch die Kom-
mission.

III. EINLEITUNG DES VERFAHRENS NACH ARTIKEL 88
ABSATZ 2 EG-VERTRAG

(17) Die Kommission hat das Verfahren gemäß Artikel 88
Absatz 2 des Vertrags eingeleitet, da Zweifel an der Ver-
einbarkeit der Maßnahme mit dem Gemeinsamen Markt
bestanden.

(18) Zunächst hatte die Kommission Zweifel an der Verein-
barkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt, weil
die von Italien übermittelten Informationen lückenhaft
waren.

(19) Erstens hatten die italienischen Behörden keinerlei Anga-
ben zur Einhaltung der Mindestanforderungen in den Be-
reichen Umweltschutz, Hygiene und Tierschutz übermit-
telt. Die Handelskammer hatte sich auf den Hinweis be-
schränkt, dass die Einhaltung der vorerwähnten Bestim-
mungen nicht in ihren Zuständigkeitsbereich falle.

(20) Zweitens hatte sich die Handelskammer nicht zu den
Absatzmöglichkeiten für die fraglichen Produkte ge-
äußert.

(21) Aufgrund dieser lückenhaften Informationen hatte die
Kommission Zweifel an der Einhaltung einiger der in
den Ziffern 4.2. und 4.3 des Gemeinschaftsrahmens für
staatliche Beihilfen im Agrarsektor genannten Bedingun-
gen.

(22) Ein weiteres Problem, das im Verlauf der Vorermittlungen
deutlich wurde, war die Frage der Kontrolle der Einhal-
tung des Kumulierungsverbotes. Wegen der Art der Bei-
hilfemaßnahme hatte die Kommission angeregt, in Zu-
sammenarbeit mit den lombardischen Behörden ein Kon-
trollsystem einzurichten, um die Einhaltung des Kumulie-
rungsverbotes überprüfen zu können. Nach den der
Kommission übermittelten zusätzlichen Informationen
hatte sich die Handelskammer bereit erklärt, 10 % der
eingereichten Anträge zu kontrollieren. Diese Kontrolle
ist aber nach Auffassung der Kommission nicht ausrei-
chend, da damit nicht ausgeschlossen werden kann, dass
die Begünstigten aus mehreren Quellen Beihilfen erhalten
und damit die zulässigen Höchstsätze überschritten wer-
den.

IV. BEMERKUNGEN ITALIENS

(23) Mit Schreiben vom 25. Juni 2002, eingegangen am 26.
Juni 2006, verpflichtete sich Italien, die Beihilfe nur
Metzgereien zu gewähren, die zertifiziertes Rindfleisch
entsprechend dem vom italienischen Landwirtschaftsmi-
nisterium genehmigten Lastenheft verkaufen. Diese Be-
triebe sind zuvor auf die Einhaltung der Bestimmungen
in den Bereichen Umweltschutz, Hygiene und Tierschutz
überprüft worden.
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(24) Darüber hinaus wies Italien darauf hin, dass die Absatz-
möglichkeiten auf dem Markt dadurch garantiert sind,
dass es sich bei den Begünstigten um Unternehmen des
Einzelhandels handelt.

(25) Hinsichtlich der Einhaltung des Kumulierungsverbotes
haben die italienischen Behörden zugesichert, dass die
betreffenden Bestimmungen bei sämtlichen Begünstigten
in Abstimmung mit den Behörden der Region Lombardei
überprüft würden.

V. WÜRDIGUNG DER BEIHILFE

(26) Gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich
welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Un-
ternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb ver-
fälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemein-
samen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwi-
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Die in dem ge-
nannten Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entspre-
chen aus den nachstehend angegebenen Gründen dieser
Definition.

(27) Die durch die Handelskammern bereitgestellte Finanzie-
rung ist als staatliche Finanzierung im Sinne von Artikel
87 Absatz 1 EG-Vertrag anzusehen, da die Mitgliedschaft
der Betriebe in diesen Körperschaften ebenso obligato-
risch ist wie die Entrichtung von Mitgliedsbeiträgen. Die
Kommission hat Maßnahmen italienischer Handelskam-
mern schon in der Vergangenheit als staatliche Beihilfen
eingestuft (1).

(28) Die Maßnahmen begünstigen bestimmte Unternehmen
und Wirtschaftsbeteiligte (kleine und mittlere in der Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätige Unter-
nehmen).

(29) Die Maßnahmen können den Handel beeinträchtigen, da
die landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse einen
erheblichen Anteil am Agrarhandel haben; so hat Italien
z. B. im Jahr 1998 Agrarerzeugnisse im Wert von
15,222 Milliarden ECU eingeführt und Produkte im
Wert von 9,679 Milliarden ECU ausgeführt; im gleichen
Jahr belief sich der innergemeinschaftliche Handel mit
Agrarerzeugnissen auf 128,256 Milliarden ECU bei den
Einfuhren und auf 132,458 Milliarden ECU bei den Aus-
fuhren.)

(30) Jedoch sind in Artikel 87 Absätze 2 und 3 EG-Vertrag
bestimmte Ausnahmen von dem allgemeinen Beihilfever-
bot vorgesehen.

(31) Im vorliegenden Fall kann nur auf den Ausnahmetatbe-
stand in Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag

zurückgegriffen werden, demzufolge als mit dem Ge-
meinsamen Markt vereinbar Beihilfen angesehen werden
können, die der Förderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete dienen, sofern
sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verän-
dern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.

(32) Um in den Genuss der Ausnahmeregelung gemäß Artikel
87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag zu kommen, müs-
sen die Beihilfen für Investitionen im Bereich der Ver-
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse den entsprechenden Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 1/2004 der Kommission vom 23. Dezember
2003 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-
Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere in
der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen tätige Unternehmen (2) ge-
nügen. Sofern diese Verordnung keine Anwendung fin-
det, oder sofern nicht sämtliche Voraussetzungen erfüllt
sind, sind für die Bewertung der Beihilfe die einschlägigen
Bestimmungen des Gemeinschaftsrahmens für staatliche
Beihilfen im Agrarsektor (3) (nachstehend „Gemeinschafts-
rahmen“) heranzuziehen.

(33) Da die Beihilfe nur kleinen und mittleren in der Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätigen Unter-
nehmen gewährt wird, findet die Verordnung (EG) Nr.
1/2004 Anwendung. Bei Investitionen in die Verarbei-
tung und/oder Vermarktung muss sich die Bewertung
der Vereinbarkeit der Beihilfe auf Artikel 7 der vorer-
wähnten Verordnung stützen.

(34) Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1/2004 kön-
nen Beihilfen für Investitionen in die Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nur ge-
währt werden, wenn sie folgende Bedingungen erfüllen:

— die Beihilfen dürfen nur wirtschaftlich lebensfähigen
landwirtschaftlichen Unternehmen gewährt werden;

— die Unternehmen müssen bestimmte Mindestanforde-
rungen in den Bereichen Umweltschutz, Hygiene und
Tierschutz erfüllen;

— die maximal zulässige Beihilfeintensität beträgt 50 %
der zuschussfähigen Investitionen in Ziel-1-Regionen
und 40 % der zuschussfähigen Investitionen in ande-
ren Regionen;

— als zuschussfähige Ausgaben gelten die Errichtung,
der Erwerb oder die Modernisierung von unbeweg-
lichem Vermögen, der Kauf neuer Maschinen und
Anlagen sowie Gemeinkosten;
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— es ist hinreichend nachzuweisen, dass für die betreff-
enden Produkte für die Zukunft normale Absatzmög-
lichkeiten bestehen. Die Bewertung des Vorliegens
von normalen Absatzmöglichkeiten muss durch eine
öffentliche Stelle oder durch unabhängige Dritte erfol-
gen;

— die Beihilfen dürfen nicht auf bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse beschränkt sein.

(35) Aus der Beschreibung der Maßnahmen geht jedoch her-
vor, dass sich die betreffenden Investitionen, anders als
unter Buchstaben f vorgesehen, auf den Rindfleischsektor
beschränken. Dies bedeutet, dass nicht sämtliche Kriterien
der Verordnung (EG) Nr. 1/2004 erfüllt sind, so dass für
die Bewertung der Beihilfe die Bestimmungen des Ge-
meinschaftsrahmens heranzuziehen sind.

(36) In den mit Schreiben vom 25. Juni 2002 übermittelten
Angaben haben die italienischen Behörden darauf hinge-
wiesen, dass die Beihilfe ausschließlich Betrieben (Metz-
gereien) gewährt wird, die zertifiziertes Rindfleisch ver-
kaufen. In Anbetracht dieser Änderung sind für die Prü-
fung der Frage, ob der Ausnahmetatbestands gemäß Arti-
kel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag gegeben ist, die
Bestimmungen unter Ziffer 4.2 des Gemeinschaftsrah-
mens („Beihilfen für Investitionen zur Verbesserung der
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse“) heranzuziehen.

(37) Gemäß Ziffer 4.2 des Gemeinschaftsrahmens können Bei-
hilfen für Investitionen in die Verarbeitung und/oder Ver-
marktung nur genehmigt werden, wenn folgende Bedin-
gungen erfüllt sind:

— die Begünstigten müssen wirtschaftlich lebensfähige
Unternehmen sein;

— diese Unternehmen müssen die Mindestbestimmun-
gen in Bezug auf Umwelt, Hygiene und Tierschutz
erfüllen,

— die Höhe der Beihilfe darf 50 % der zuschussfähigen
Investitionen in Ziel-1-Regionen und 40 % in anderen
Regionen nicht überschreiten;

— als zuschussfähige Ausgaben gelten die Errichtung,
der Erwerb oder die Modernisierung von unbeweg-
lichem Vermögen, der Kauf neuer Maschinen und
Anlagen sowie Gemeinkosten;

— für die betreffenden Erzeugnisse müssen normale Ab-
satzmöglichkeiten bestehen.

(38) Was die wirtschaftliche Lebensfähigkeit betrifft, so ergibt
sich aus den Fördervoraussetzungen, denen zufolge Un-
ternehmen unter Treuhandverwaltung oder im Insolvenz-

verfahren die Beihilfe nicht erhalten können, dass die
Bedingung unter Buchstabe a erfüllt ist.

(39) Zur Frage der Einhaltung der Mindestbestimmungen in
Bezug auf Umwelt, Hygiene und Tierschutz - einem der
Gründe, warum die Kommission das Verfahren gemäß
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag eingeleitet hat - haben
sich die italienischen Behörden in ihrem Schreiben vom
25. Juni 2002 dazu verpflichtet, die Beihilfe lediglich
Metzgereien zu gewähren, die zertifiziertes Rindfleisch
nach dem vom italienischen Landwirtschaftsministeriums
genehmigten Lastenheft vermarkten. Diese Unternehmen
wurden zuvor auf die Einhaltung der Bestimmungen im
Bereich Umweltschutz, Hygiene und Tierschutz überprüft.
Damit gilt die Bedingung nach Buchstabe b als erfüllt.

(40) Da lediglich Vermarktungsbetriebe in den Genuss der
Beihilfe kommen können, beschränkt sich die Höhe der
Beihilfe auf 40 % der zuschussfähigen Kosten, ohne die
Möglichkeit einer Staffelung. Diese Höhe entspricht dem
Kriterium gemäß Buchstabe c.

(41) Die Beihilfe ist für den Erwerb von Waagen bestimmt,
also von Einrichtungen, die unter die Definition der zu-
schussfähigen Ausgaben gemäß Buchstabe d fallen.

(42) Was die Absatzmöglichkeiten auf dem Markt betrifft, so
haben die italienischen Behörden mit ihrem Schreiben
vom 25. Juni 2002 die Informationslücke geschlossen,
die die Kommission veranlasst hatte, an der Vereinbarkeit
der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt zu zweifeln.
Da es sich bei den Begünstigten um wirtschaftlich lebens-
fähige Vermarktungsbetriebe handelt und die ins Auge
gefasste Investition nicht zu einer Erhöhung der Produk-
tionskapazität führt, kann die Bedingung gemäß Buch-
stabe e als erfüllt angesehen werden.

(43) Ein weiterer Punkt, der die Kommission bewogen hatte,
das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag ein-
zuleiten, war die Kontrolle der Einhaltung des Kumulie-
rungsverbotes, die unzureichend zu sein schien. In ihrem
Schreiben vom 25. Juni 2002 haben sich die italieni-
schenBehörden jedoch verpflichtet, in Absprache mit
der Region Lombardei alle Beihilfeanträge entsprechend
zu überprüfen. Damit sind die Zweifel der Kommission
ausgeräumt.

VI. SCHLUSSFOLGERUNGEN

(44) Vor diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffas-
sung, dass die Beihilfe, die die Handelskammer Brescia
den in der Vermarktung von Rindfleisch tätigen Unter-
nehmen für den Kauf von Waagen gewähren will, mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist, da sie die Bedin-
gungen gemäß Ziffer 4.2 des Gemeinschaftsrahmens er-
füllt. Die Beihilfemaßnahme fällt auf Grund dessen unter
den Ausnahmetatbestand gemäß Artikel 87 Absatz 3
Buchstabe c EG-Vertrag –
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die staatliche Beihilfe, die Italien einigen in der Vermarktung von Rindfleisch tätigen Unternehmen in der
Provinz Brescia gewähren will, ist mit dem Gemeinsamen Markt im Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buch-
stabe c vereinbar.

Die Durchführung der Beihilfe wird daher genehmigt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Republik Italien gerichtet.

Brüssel, den 20. April 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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